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Demokratie - die Medaille hat zwei Seiten 

Über einige Schwierigkeiten einer Gesellschaft, in der Demokratie notwendig ist.  

M 2007

Als kleiner Junge bin ich aufgewachsen in einer Diktatur. 

Dann folgte eine Demokratie mit vielen Versprechen. Zwei Jahrzehnte war es eine pure Honoratioren-Gesellschaft. 

Als die ersten Beschwerden darüber kamen, versuchten einige amerikanisch geprägte Soziologen uns zu beruhigen: Ihr könnt doch alles kaufen. 

Ist dies Konsumenten-Demokratie? 

Kann eine Gesellschaft sich darauf beschränken? Daß der Strom aus der Steckdose kommt? 

Aber was steckt hinter der Steckdose ? 

Das Stichwort Demokratie verspricht mehr als Konsum. Es deutet auch die Mitsprache beim Zustandekommen all dessen an, was jenseits der Wand liegt - was die Steckdose erst ermöglicht. Dieses harmlos erscheinende Beispiel wird zur Zeit hoch aktuell und brisant. Wo gibt es Mitsprache bei den Strom-Konzernen, die völlig abgesprochen sind ? Und die Politik, die ja der demokratische Kontrolleur sein müßte, hat nicht die mindeste Lust darauf. 

Hinter der Wand steckt Wirtschaft, sagen die Konsum-Demokraten. 

Kann Wirtschaft für sich selbst bestehen? 

Der mitteleuropäische Staat des 20. Jahrhunderts, den wir den „modernen Staat“ nennen, entstand und besteht aus Wellen von Infrastrukturen. Die steigenden Quantitäten bzw. Massen konnten kein erträgliches und nun auch weithin gutes Leben erhalten ohne solche Infrastrukturen, die mit allerlei Regeln versehen sind, um funktionieren zu können: Wasser-Versorgung. Entsorgung von Abwasser, Fäkalien und Müll. Verkehrsmittel. Energien wie Gas und Elektrizität. Bildung. Auffangen bei Krankheit, Arbeitslosigkeit, Katastrophen. Darüber verfügen Politik und Verwaltung. 

Sie machen es leidlich gut oder ziemlich schlecht. Es gehört zur Demokratie, dazu öffentliche Diskussionen zu führen und auch darauf Einfluß zu nehmen. 

Entscheidend: Zum Spektrum des Bestimmens gehört also nicht allein das Kaufen auf dem Markt, sondern auch das Mitbestimmen über die Strukturen des Landes. 

Wie die Honoratioren-Demokratie funktionierte, erlebte ich symptomatisch, als um 1980 die freidemokratische „Muster-Demokratin“ Hildegard Hamm-Brücher eine Anzahl von Bürgerinitiativen in die Akademie Tutzing einlud und uns eine Woche lang trainieren ließ: wie wir zum Abschluß am Sonntagmorgen im ZdF zur bester Sendezeit Demokratie zu spielen hatten. Das sah dann so aus: Wie in einer Kirche wurden wir vor den Potentaten dieser Zeit gruppiert - vor Bundeskanzler, Bundespräsident und Präsident der Höchsten Gerichtes. Demokratie geriet zum Auftritt der Hirten vor einer braven Lämmer-Herde. Wir als Schafe mußten uns in diesem ritualisierten Ambiente, das weder Zwischenrufe noch Widerspruch duldete, die ellenlangen Verlautbarungen der gebündelten Obrigkeit anhören - wir als die Bürgerinitiativen wurden inszeniert als Garnierung eines publikumswirksamen Auftritts der Oligarchen. 

Den einen und anderen kreuzbraven Satz durften wir vortragen, nicht mehr 30 Sekunden lang, - geschniegelt wie Kommunion-Kinder vor dem hochwürdigen Klerus. Da war mir klar: die Hamm-Brücher meint nur Honoratioren-Demokratie. Und eine gute Bürgerinitiative ist eine, die sich sanft und bittend anpaßt. 

Die Lektion war beschämend - aber immerhin konnte man lernen, daß andere Einstellungen und Verhaltensweisen notwendig waren. Der Widerspruch: daß in einem Land mit demokratischer Verfassung jemand davon sprechen muß, „mehr Demokratie zu wagen.“ Ein Wagnis, was selbstverständlich sein sollte ? - grotesk !

Wir zogen 1968 auf die Straße mit dem Lied „Uns ist es nicht genug, ein Kreuz zu malen, wenn es gar keine Wahl gibt bei den Wahlen.“

Aus der Studenten-Bewegung wurde - weithin übersehen - eine Bürgerbewegung. Es gibt aber eine Anzahl von Interessen, die diese Tatsache und ihr Bild absichtsvoll ständig überlagern durch das Bild der RAF. Diese Interessen und ihr willfährige Publizistik halten nichts von Bürgerbewegung und schrecken daher vor keiner Diffamierung und Verwechslung zurück. Die Bürgerbewegungen und die RAF hatten nichts miteinenander zu tun. 

In den Niederlanden ist die Wirkung von Provo, Kabouter, Hausbesetzern (Krakern) und Bürgerinitiativen ähnlich, aber weitaus deutlicher sichtbar, weil man dort das Bild nicht ablenken konnte durch so etwas wie RAF.   

Die gewaltlosen Bürgerinitiativen veränderte sehr vieles in unserem Land - von unten. Die Veränderungen stammten nicht aus den Institutionen. Aber hin und wieder wurden auch Institutionen ein wenig verändert. Durch Leute, die da hinein gingen und durch Anspruche, die an sie auch mit Druck herangetragen wurden. 

Karl Ganser, der Dirigent der Internationalen Bauausstellung im Ruhrgebiet (1989/1999), der aus verschiedenen Perspektiven von Innen und von Außen seine Erfahrungen hat, sagte mir einmal: „Politik reagiert nur.“ Dies bedeutet: Politik ist am Status quo interessiert, weil er am bequemsten erscheint. Ein zutiefst beharrendes, im schlechten Sinne konservatives Prinzip. Seine zweite Maxime heißt schlicht: Machterhalt. 

Unlängst wurde ich gebeten, meinen 57sten Artikel über die Mitsprache von Bürgern beim Planen zu schreiben. Manche Leute sehen mich seit 1968 an als eine Mischung von Frechdachs mit losem Maul und Edelbürger (ausgestattet mit etlichen Titeln) und denken, bei einem so heiklen Thema könnten sie mich zwar mit Bedenken aber am ehesten als Alibi vorführen: für die Freiheit der Rede, daß man bei uns doch alles sagen darf, und als Nachweis dafür, daß die Mitsprache zumindest diskutiert wird. 

Ich hatte nie ein Probleme damit, mich bei Honoratioren gründlich unbeliebt zu machen. Ich brauchte sie nicht. Mein Leben ist ohne sie eingerichtet. Ich habe nicht die mindeste Lust, ihr Verstärker, Doppelagent, Volksberuhiger, Alibi zu sein. 

So machte ich mich schon um 1970 beim Doyen der deutschen Stadtplaner, Prof. Gerd Albers, in einer Münchner Runde unbeliebt: Ich führte an erlebten handfesten Beispielen das völlige Auseinanderklaffen der Sprache von Planern und Betroffenen vor. Albers war entsetzt darüber, wen er sich in seine noble Runde geholt hatte, blieb höflich, aber . . . - sein Urteil läßt sich denken. Es war mir immer klar: Wer widerspricht, wird nicht mehr eingeladen. Allerdings konnte unsereiner in der Regel den vorhandenen Pluralismus und die Weite des Landes nutzten: Es gab immer wieder spannende Gelegenheiten, den Mund aufzumachen. 

In besagtem 57sten Artikel setzte ich unverblümt sofort an den Anfang: Es gibt keine Mitsprache. Sie wird seit jeher strukturell unmöglich gemacht. 

Aber es gibt eine tiefreichende Ausnahme: Wer sehr viel Geld und Einfluß hat, dem wird - unbeeindruckt von Wähler-Ziffern - weitgehend jede wichtige Möglichkeit eröffnet. 

Es gibt also Mitsprache - aber warum weitgehend nur für das große Geld? 

Bürger dürfen natürlich reden und schreiben was immer sie wollen. Aber das verfliegt. Denn: nachdem an den Obrigkeiten seit 30 Jahren gekratzt wird, sind sie inzwischen weitgehend so abgebrüht, daß sie den >Bürgerwillen< einfach ablaufen lassen. Sie schütteln sich kurz wie nasse Hunde und trotten weiter. 

Tausende von >Anregungen und Bedenken< verschwinden in großen Akten-Schränke. Wenn jemand mit dem Informations-Gesetz Auskunft verlangt, wird er mit den immer noch vorhandenen Varianten der Geheimhaltung aus absolutistischer Ära abgewiesen. Die Akten-Labyrinthe haben kafkaeske Züge angenommen. Kein Theater ist in der Lage, Kafka so wirklichkeitsintensiv aufzuführen, wie Behörden dies Tag für Tag praktizieren. 

In Nordrhein-Westfalen hat der Landtag zwar das Bürgerbegehren etabliert bzw. nach viel Druck von unten etablieren müssen, aber fast überall, wo Bürger etwas begehren, sind städtische Juristen zur Stelle und finden oder erfinden irgendein formales Haar in der Suppe - und weisen es ab. Und fast immer winken die Aufsichts-Behörden durch, was von oben kommt. Ein Regierungspräsident ist ein Präsident der Regierung und kein Präsident der Bürger. An solchen Fällen läßt sich besonders gut studieren, wie demokratie-feindlich Regierende sein können. 

Im Bereich von Stadtplanung und Architektur gibt es einen Höhepunkt, der vom Deutschen Werkbund NW in einem Buch ausführlich und brisant publiziert ist: der Konflikt um das Hans Sachs-Haus in Gelsenkirchen. 

Dieses Volks-Rathaus ist eine Ruhrgebiets-Ikone, gebaut in der Zeit, als die stets - bis heute - ausgeplünderte Bergbau-Stadt nach 1918 zum ersten Mal versuchte, Selbstbewußtsein und Würde zu entwickeln. Entworfen 1922 vom seinerzeit besten Architekten im Ruhrgebiet, von Alfred Fischer, einer politischen Gestalt und Vormann des Werkbunds im Westen. Nikolaus Pevsner führt das Hans Sachs-Haus in seinem Buch über die Welt-Architektur an. 

Die Führung der Stadt Gelsenkirchen hatte keinerlei Sinn, zu lernen, was die gesellschaftspolitische und die daraus hervorgehende ästhetische Bedeutung dieses Baues ist. Bis heute nicht. Erkenntnis erhält man jedoch erst, wenn man etwas studiert. Es ist erstaunlich, wie wenig die Leute, die vorgeben, eine Stadt zu regieren, von ihrer Stadt wissen wollen. 

Die Stadt-Chefs gingen für dieses Rathaus zunächst eine Konstruktion  von privater und öffentlicher Partnerschaft ein, - das klingt gut, entspricht aber keineswegs der Wirklichkeit. Sie wollten das Gebäude schick machen. Wenn es denn sein müßte, hätte ein bißchen Anstrich und ein paar leichte Eingriffe genügt. Aber Repräsentation gibt sich nicht mit dem Minimum zufrieden, es muß etwas Großes und Anderes sein. 

Das Volks-Rathaus wurde auf Jahrzehnte an eine Tochter der Deutschen Bank gegeben - für insgesamt symbolische 25 Euro. Die Stadt verpflichtete sich, es zu zurück zu mieten. Weil die Kosten nicht gedeckelt wurden, stieg aber der zu erwartende Mietpreis in astronomische Höhe. 

Mit der Aussicht auf solch üppige Gewinne bereicherten sich alle möglichen und unmöglichen Leute an diesem Prozeß: Projekt-Steuerer und Gutachter verdienten sich eine goldene Nase. Die Denkmalpflege schaute jahrelang an die Seite: Man dachte nicht an „denkmalgerechtes Sanieren“. Vielmehr „untersuchte“ man den Bau, indem man ihn wie einen Schweizer Käse durchlöcherte und sogar erhebliche Teile über Nacht abriß - ohne nach Legalität zufragen. Man wandte Flughafenbau-Methoden an, setzte dafür auch die Normen fest, ungeachtet der Tatsache, daß im Baudenkmal keine neuen Normen gelten. Ziel: „beweisen“, daß hier nur Abriß und Neubau in Frage kommt. 

Weil bei diesem Schwindel, in den man niemanden hineinsehen ließ, die Kosten in aberwitzige Höhe stiegen, wurde der CDU-Oberbürgermeister Oliver Wittke abgewählt. Aber auf wundersame Weise stieg er kurz danach zum Minister für Bauen und Verkehr auf - was für eine Karriere ! Im Logo des Ministeriums entfernte er sofort das Stichwort >Stadtentwicklung<. 

Die Hoffnung auf den neuen SPD-Oberbürgermeister Frank Baranowski trog: Dieser zog zwar die Notbremse, aber als Problemlösung fiel ihm nur die Hinrichtung des Symbolbaues ein - mit Abriß. Es ging zu wie in einem altgermanischen Thing. Baranowski und der Beigeordnete Michael von der Mühlen beschlossen den Tod der Ikone, im Stadtparlament waren ihre Mannen in Folgsamkeit trainiert: Ohne öffentliche Ankündigung, mit Tisch-Vorlage, ohne Diskussion, in 10 Minuten wurde beschlossen. 

Demokratie ? 

Dies geschah mitten in einer riesigen Auseinandersetzung, die bundesweit lief. Darauf reagierte die Obrigkeit - wie auch anderswo - mit der neuen Strategie des Aussitzen und des Schweigens. Die Monopolzeitung WAZ widmete sich der Hofberichterstattung. 

Daß bis jetzt - der Prozeß ist noch lange nicht zu Ende - zumindest die äußere Erscheinung dieser Bau-Ikone des Ruhrgebiets nicht mehr antastbar ist, verdankt die Gesellschaft einzig dem energischen und intelligenten Widerstand eines breiten Bündnisses von unten. 

An dieser Stelle könnte man sagen: So ist halt die Welt - ich kann nichts daran ändern, daß Demokratie versprochen und nicht gehalten wird, daß wir beschwindelt werden, daß die Machthaber vieler Größenordnungen sich mit Schweigen umhüllen und daß der Status quo ihnen immer einen Vorteil bringt. 

Wer über den Konsum hinaus einen demokratischen Anspruch stellt, sieht sich der größtmöglichen Koalition gegenüber. Daran nimmt auch die Presse teil - mit ihren Rastern, die weithin als Ausrede für Desinteresse hergerichtet sind. Im Stadtplanungs- und Architektur-Bereich ist es nahezu unmöglich, daß über mehr als über Pin-up-Großbauten publiziert wird - und selbst dies geschieht fast nur bei Bauten in Metropolen und mit >name dropping<. 

Ich verstehe, daß Bürger nun in tiefe Depression fallen. Wer daraus jedoch den Schluß ableitet, Demokratie auf den Konsum zu beschränken, hat Demokratie aufgegeben. Das muß man sich klar machen. 

Die Medaille hat zwei Seiten. Ich lebe seit 1974 in der Ruhrgebiets-Siedlung Eisenheim in Oberhausen. In einer Bürgerinitiative kämpften wir über fünf Jahre lang darum, diese älteste Siedlung der Industrie-Region zu retten. Es gelang uns: gegen den großen Konzern Thyssen.  Politik und Verwaltung lagen diesem sogenannten >Investor< zu Füßen. Sie nahmen ihm jede Form der Zerstörung als >wirtschaftlich notwendig und unumgänglich< ab. Damals kämpften wir mit dem Motto >Theo gegen den Rest der Welt< - und gewannen dank Ausdauer, Intelligenz und findiger Strategie das Spiel. Wer darüber promovieren möchte, findet in unserem Archiv alle Einzelheiten, die schließlich zum Erfolg führten. 

Im Konflikt entstand sehr viel Bewußtsein - für ein Jahrzehnt. Dann zogen neue Leute in die Siedlung ein. Von den alten gibt es noch hochbetagte drei. Die Zugezogenen haben ebenso wenig wie die Obrigkeiten irgendeine Lust zu lernen, auf welchem Terrain sie sich bewegen. Zwar wurde unendlich viel Zeit in Gespräche investiert, um aufzuklären - aber ohne Erfolg. Inzwischen blüht in den außerordentlich schönen und kommunikativen Zwischenräumen die Egozentrik: Sie läßt Hecken hochwuchern, um sich einzukasteln, breitet den Baumarkt mit seinen schwarzen Friedhofs-Bäumen aus, unterläuft den Garten-Vertrag und die Denkmalpflege.  

Dies läßt mich an der Konsumenten-Demokratie zweifeln. Denn hier wird ebenso konsumiert wie in anderem Konsum. 

Daß das Ego ernst genommen werden will, wurde erst im Prozeß der Demokratisierung entdeckt. Aber Demokratie hat darüber hinaus eine weitere Dimension, die das Ego überschreitet: auch andere zu respektieren. Vor dem Jahr 2007 gab es in Eisenheim seit 1846 sechs Generationen an Menschen - an sie bewahrt das Baudenkmal das Gedächtnis. Dies ist eine Verantwortung. Nach uns wird es noch viele Generationen geben - dafür haben wir ebenfalls Verantwortung. Im „Dorf“ leben rund 500 Menschen, - und ohne Quantität als Qualität zu bewerten - muß angeführt werden, daß jährlich rund 20.000 Menschen als kulturell orientierte Besucher sich die Siedlung ansehen. Auch dafür gibt es eine Verantwortung. 

Ich spitze das jahrzehntelang erlebte Problem zu einer These zu: Sinnhaft ist weder eine Herrschaft, die die Menschen außen vor läßt, noch eine Herrschaft dieser außen vorgelassenen Menschen, die keineswegs >Idealsubjekte< sind, sondern weithin egozentrisch handeln. 

Ich setzt nun ein Stichwort ein, das leider weithin unbekannt ist in einem Land, das sich traditionell in Polarisierungen verzehrte: die Balance. 

Am Beispiel Eisenheim geht es um eine Balance von Ego und dem „anderen“. 

Dies funktioniert bereits mehr als wir geneigt sind zu denken. Schon das Grundgesetz ist so angelegt, daß es in einem lichten Moment wichtige Bremsen erfand, die sowohl einen durchdrehenden Obrigkeitswillen wie einen durchdrehenden Volkswillen in einen Rahmen zivilisieren. 

Zivilisieren ist ein Stichwort für diesen Zusammenhang. Es heißt, daß weder die Obrigkeit noch die Menschen brachial sein dürfen. 

Dies gilt auch für die strukturelle Gewalt. Der Ausschluß der Menschen aus dem Planen ist brachial archaisch. Die Ignoranz der Menschen gegen Gewachsenes, gegen Geschichte, gegen die Menschen vor und nach ihnen ist in anderer Weise brachial. 

Hier geht es nun nicht mehr um einen puren Standpunkt, den man um jeden Preis durchsetzen oder verteidigen muß, sondern es geht um einen Prozeß. Was nutzen die Ziele in den Obersätzen, wenn ihnen durch hinterfotzige Verfahren der Garaus gemacht wird. Wenn der Sinn für den Prozeß als Diskurs weithin noch steinzeitlich d. h. kaum entwickelt ist. 

Was seit langer Zeit mit der Demokratie als Verfaßsein einer Gesellschaft geschieht, ist absurd und hochgefährlich: Daß sie als ein durch und durch statisches Phänomen aufgefaßt wird. Und wo etwas verändert wird, ist Schäuble oder sonst einer am Werk, der den Mächtigen unter oder über der Decke noch mehr zuschanzen möchte als sie bislang schon haben. Er hintertreibt den Diskurs, der notwendig ist: mit dem Stichwort der Transzendenz über das Ego und die Balance zwischen dem Ego und dem „anderen“. 

Die mächtigste deutsche Zeitung, die leider von den breiten Massen konsumiert wird - und unter dem Begriff Konsum-Demokratie dann auch den >Mut zur Wahrheit< für sich deklariert, betreibt ein Spiel, das kaum durchschaut ist: Sie treibt den Verdruß an der Politik in die Höhe, damit die Leute dann auf den wichtigsten Gewinn seit Jahrtausenden verzichten: auf Politik als Teilhabe an der Gesellschaft. Damit die Oligarchen dann weniger oder überhaupt nicht mehr gestört werden. Weite Teile der Bevölkerung, in durchaus berechtigtem Zorn über den Mangel an Demokratie, gehen dann in die Falle der inneren Abschaffung der Demokratie. 

Dies hat es bereits um 1930 gegeben - damals allerdings dramatischer als heute. Inzwischen haben die Meister des Camouflierens in der Kunst des Beseitigens von lästigem Mitreden wirksame „sanfte“ Methoden gelernt. Alles läuft heute weit raffinierter.

Die innere Struktur der Demokratie ist nicht die Herrschaft der Mehrheit. Sonst hätte der Fürst mit 90 Prozent jede Wahl gewonnen. Die Stuktur der Demokratie: zunächst die Nichtkriminalisierung abweichender Meinungen, dann die produktive Nutzung unterschiedlicher Zugänge zu einem Problem, daraus folgend ein Prozeß des Diskurses, bei dem möglichst viele Menschen gescheiter werden. 

Man braucht also den ständigen Diskurs. 

Dies bedeutet keineswegs, daß blauäugig alles in Frage gestellt werden darf. Denn zum Diskurs gehört auch die Erkenntnis, daß es vieles gibt, was verdient, respektiert zu werden. 

Blicken wir einen Augenblick vom Bereich der Stadtplanung, Architektur und Denkmalpflege, über die ich sprach, in einen anderen Bereich: in die Mittel zum Leben, die wir Lebensmittel nennen. 

Jeder von uns besteht aus dem, was er an Nahrung zu sich nimmt. Es gibt im Grundgesetz das Recht auf Unversehrtheit des Körpers. Nun versehren jedoch vielerlei Lebensmittel jeden einzelnen von uns - tagtäglich. Das kann jeder wählen - meist aber schädigen diese Lebensmittel ungewählt, gegen den Willen des Käufers, klammheimlich. Solche Produzenten  weigern sich zu deklarieren, was sie dem Konsumenten anbieten.

Der Verbraucher kann sich selbst nur teilweise schützen - er muß also auch geschützt werden. Ein Minister, der dafür zuständig ist, müßte sinnhaft sein Verteidiger sein. Meist tut er jedoch nur so - und ist in Wirklichkeit nicht wenig die raffinierte Speerspitze jener Mächtigen, die inzwischen die Produktion unserer Lebensmittel in den Händen haben. 

Die Unterseite: Immer noch fallen die meisten Menschen auf Werbe-Kampagnen mit ihren Verlogenheiten herein - und verdoppeln auf dem Markt die Macht der Mächtigen. 

So schrumpfen auch die Wahl-Möglichkeiten drastisch.

Fazit: Wir haben zwar die Möglichkeit, unsere Verhältnisse demokratisch zu gestalten, aber wir tun es nur in der alleruntersten Weise. 

Wir sind immer noch zu bequem, dazu einen ständigen Prozeß zu führen. 

Anders als im Absolutismus dürfen in einer Demokratie Staat und Gesellschaft keine Gegensätze mehr sein, sondern muß die Gesellschaft der Staat sein.  Wir werden dies nur sein und daraus für alle einen produktiven Nutzen ziehen, wenn wir auch die gesellschaftlichen Verhältnisse so begreifen, wie wir eigentlich angelegt sind: der Mensch ist ein Lauftier, er muß sich bewegen, um gesund zu sein - er muß sich aber auch bewegen, um sinnhafte Verhältnisse zu haben. 

Sich bewegen heißt: über sein sogenanntes Privat-Leben hinaus in der einen und anderen Weise ein öffentliches Leben führen. Der Kern-Gedanke dieses öffentlichen Lebens ist der ständige Diskurs. 

Ich drücke es am Schluß sehr einfach aus: Stellen wir uns eine Piazza vor, auf die viele Menschen gehen, dort ihren Cappuccino trinken und viel miteinander reden. So entstand im Grunde die Stadt-Demokratie. Dabei wurde auch viel Philosophie und Kultur entwickelt. Jedem fallen Beispiele ein. Dafür das Killer-Wort der Nostalgie einzusetzen, geht am Sachverhalt völlig vorbei. Denn auf dieser Piazza kann man sich konkret als Mensch wohlfühlen, ist der einzelne also mit den besten Eigenschaften seines Ego beteiligt - und kann zugleich erleben, daß ein Leben mit den besseren Seiten anderer Menschen das eigene Leben fördert. 

So ist Demokratie ein informelles Lebens-Verhalten. Wenn dies stark genug ist, wird es von den formellen Institutionen nicht mehr hinnehmen, was diese uns immer noch als weiterlaufender Absolutismus im Großen wie im Kleinen zumuten. Und es wird daran arbeiten, Demokratie entsprechend so zu gestalten, daß sie mehr als ein Kreuzchen und ein Regen von glatten Sprüchen ist. 

Wer bei der Konsumenten-Demokratie stehen bleibt, hat Demokratie aufgegeben. Zur Konsumenten-Demokratie ist inzwischen auch jede Diktatur bereit und fähig. 
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